
Löcher in den Steuerkassen 
Geschätzte Steuerausfälle in den Jahren 2005 bis 2008 

gegenüber den letzten Steuerschätzungen: insgesamt 66,8 Milliarden Euro 
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Steuerschätzun 

Rot-Grün fährt das Land an die Wand 
Jetzt liegen die Fakten auf 
d*m Tisch: 

Die Lage der öffentlichen 
haushalte wird immer dra- 
matischer. Das ist das Ergeb- 
nis der aktuellen Steuer- 
Schätzung. Bis Ende 2008 
s'nd Steuerausfälle für den 
Gesamtstaat von 66,8 Mrd. € 

zu erwarten, hiervon muss 
allein der Bund über 39 Mrd. 
€ Steuermindereinnahmen 

verkraften. Alleinfürdas lau- 

fende Jahr beläuft sich der 
Fehlbetrag beim Bund auf 
3,5 Milliarden Euro. Damit 
wird auch in diesem Jahr die 
Nettokreditaufnahme    die 

Verfassungsgrenze des Art. 
115 GG überschreiten und 

auch der vierte Verstoß ge- 
gen den Euro-Stabilitätspakt 
ist mittlerweile sicher. Rot- 
Grün verspielt die Zukunft 
des Landes. 

Mehr zum Thema ab Seite 2. 



Steuerschätzung 

Aktuelle Stunde 

»» Soziale Marktwirtschaft statt Rot-Grün" 
CDU-Generalsekretär 
Volker Kauder hat mit der 
Arbeitsmarkt- und Wirt- 
schaftspolitik der rot-grü- 

nen Koalition abgerechnet. 
„Noch nieseitdem Beste- 

hen der Bundesrepublik gab 
es so viele Arbeitslose in 
Deutschland wie heute, im 
siebten Jahr der Regierung 
Schröder", sagte Kauder in 
einer Aktuellen Stunde im 
Bundestag. Ungeachtet die- 
ser Horror-Bilanz weigere 
sich Rot-Grün,die Realitäten 
zurKenntniszu nehmen, kri- 
tisierte der Generalsekretär. 
Kauder verwies darauf, dass 
in der Rentenkasse bis Ende 
desJahres mehralszwei Mil- 
liarden Euro fehlen würden, 
obwohl die Koalition in ihren 
öffentlichen Prognosen von 
Mehreinnahmen in Millio- 
nenhöhe ausgegangen sei. 
Auch klaffe in den staatli- 
chen Kassen nach Berech- 
nungen des Arbeitskreises 
Steuerschätzung bis 2008 
ein Finanzloch von über 66,8 
Milliarden Euro. Der Gene- 
ralsekretärwörtlich: „Das ist 
das größte Haushaltsloch in 
der Geschichte unseres Lan- 
des". Allein im Bundeshaus- 
halt gebe es auf Grund der 
geschönten Annahmen von 
Finanzminister Hans Eichel 
konkrete Risiken „in Höhe 

Volker Kauder 

von mindestens 16 Milliar- 
den Euro". 

Anstatt endlich zu han- 

deln, beschränke sich die Ko- 
alition jedoch aufs Reden, be- 
tonte Volker Kauder. Eine 
„große deutsche Zeitung" 
habe diesen Politikstil mit 
„tricksen, tarnen, täuschen" 
(Bild-Zeitung, 10. Mai) vor- 
trefflich beschrieben. Tatsa- 
che sei, dass die Bundesregie- 
rung systematisch Prognosen 
abgebe, die mit der Wirklich- 
keit nicht übereinstimmten. 
Ausbaden müssten diese Poli- 
tik vor allem die Unterneh- 
men, die wie der Plan der Re- 
gierung vorsehe, die Sozial- 
versicherungsbeiträge zwei 
Wochen früher an die Sozial- 
kassen abführen müssten. 

Mit Sozialer Marktwirt- 
schaft habe die rot-grüne Po- 

litik nichts mehrzutun, unter- 
strich  der Generalsekretär. 

Das glatte Gegenteil sei der 
Fall. Während das Modell der 

Sozialen Marktwirtschaft 
„Wohlstandfüralle"bedeute, 

mache die Bundesregierung 

die Menschen ärmer. S° 
spalte die Koalition das Land 
in wenige Reiche und „immer 

mehr chancenlose Men- 
schen". Deshalb laute die Al- 
ternative: „Soziale Markt- 
wirtschaft statt Rot-Grün"- 

Strukturelle 
Unterfinanzierung 

Auch der Unions-Abge- 

ordnete Andreas Storm kriti- 
sierte die Pläne der Bundes- 
regierung zur Finanzierung 
der Sozialversicherung, den 
Zahlungstermin für die Ar- 
beitgebervorzulegen, scharf- 
Der Rentenexperte rechnete 
der Bundesministerin für Ge- 

sundheit und Soziale Siche- 
rung, Ulla Schmidt, vor, wie 
katastrophal sich die Renten- 
finanzen unter ihrer Verant- 
wortung entwickelt hätten- 
Nullrunden für die Rentne- 
rinnen und Rentner und kurz- 
fristige Finanzierungsmaß- 
nahmen könnten über die 
strukturelle Unterfinanzie- 
rungder Rentenversicherung 

nicht hinwegtäuschen, 'st 

Storm überzeugt. 
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Steuerschätzung 

In den Staatsbankrott mit Rot-Grün 
Nach den aktuellen Zahlen 
der Steuerschätzer ist die 
Haushaltslage dramatisch: 

Bis Ende 2008 sind Steu- 
erausfälle für den Gesamt- 
staat von 66,8 Mrd. € zu er- 
warten, hiervon muss allein 
der Bund über 39 Mrd. € 
Steuerminde reinnahmen 
verkraften. 

Die desaströse Lage der 
Staatsfinanzen wird durch 
e'nen Finanzminister, der 
jeglichen Überblick verloren 
hat und konzeptlos umher- 
lrrt> noch verstärkt. 

Deutschland braucht ers- 
tens umgehend einen Kas- 
Sensturz. Alle Risiken müs- 
sen auf den Tisch. Die Prinzi- 
pien von Haushaltsklarheit 
Ur>d Haushaltswahrheit müs- 
sen wieder ins Zentrum der 

Finanzpolitik gerückt wer- 
den. Das bedeutet auch: Der 
^aushaltsplanung müssen 
Nieder realistische Annah- 
men über die zukünftige 
w'rtschaftliche Entwicklung 
2ugrunde gelegt werden. 

Realismus statt Hoffnung - 
das muss wieder das Prinzip 
e'r»er soliden Finanz- und 
^aushaltsplanung werden. 

Zweitens sind eine Haus- 
"altssperre und ein Nach- 
tragshaushalt für das Jahr 
2005 zwingend erforderlich, 

^ur so ist es möglich, kurzfris- 
tig Entlastung zu schaffen 

Michael Meister 

und erste Ausgabensenkun- 
gen umzusetzen. Dabei soll- 
ten rd. 5 Mrd. € möglich sein. 
Die Union hat bereits in den 
Haushaltsberatungen zum 
Bundeshaushalt 2005 Ein- 
sparvorschläge in einem Vo- 
lumen von 8 Mrd. € gemacht. 

Drittens brauchen wir ein 

Haushaltssicherungs- oder 
Haushaltsstrukturgesetz, 

um das Ausgabenniveau im 
Bundeshaushalt dauerhaft 
den gesunkenen Einnah- 
menperspektiven anzupas- 

sen. 39 Mrd. € Minderein- 
nahmen bis 2008, da kann 
man nicht mehr weiterwer- 
keln wie bisher. Wir können 
es uns mit Blick auf zukünf- 
tige Generationen nicht län- 

ger erlauben, immer neue 
Schulden aufzuhäufen. Wir 
verlieren im übrigen auch zu- 

nehmend Gestaltungsspiel- 

räume im aktuellen Haus- 
halt. Bereits heute muss je- 

der fünfte Steuer-Euro für 
Zinsen ausgegeben werden. 

Zusammen mit den Steu- 
erausfällen belaufen sich die 
Haushaltsrisiken in diesem 
Jahr auf mindestens 15 Mrd. 
€. Damit wird auch in diesem 
Jahr die Nettokreditaufnah- 
me die Verfassungsgrenze 
des Art. 115 GG überschrei- 
ten. Auch der vierte Maast- 
richt-Verstoß ist mittlerwei- 
le sicher. 

Unser Ziel muss ein aus- 
geglichener Haushalt sein. 
Dieses Ziel hat die Bundesre- 
gierung völlig aus den Augen 
verloren. Sie wurschtelt nur 
noch vor sich hin und ver- 
sucht - perspektivlos - mit 
Einmalmaßnahmen bis zum 
Wahltag über die Runden zu 
kommen. Dieses Vorgehen 
ist schädlich, weil sie damit 
die Konsolidierungdes Haus- 
halts verschleppt. Die Ver- 

zweiflung der Bundesregie- 
rung gipfelt in ihren Vor- 
schlägen, Forderungen in der 
Zukunft bereits heute mit 
hohen Abschlägen zu ver- 
kaufen. Dies spült kurzfris- 
tig Geld in die Kasse, die 
langfristigen Verpflichtun- 
gen müssen dann andere tra- 
gen, ganz nach dem Motto: 
Nach mir die Sintflut! 

Michael Meister ist 

Stellv.VorsitzenderderCDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 
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Steuerschätzung 

Eichel setzt Geisterfahrt fort 
Die Milliardenlöcher, die 
nach der jüngsten Steuer- 
schätzung auf den Bundes- 
haushalt zukommen, ent- 
larven den Bundesfinanz- 
minister einmal mehr als 
unbelehrbaren finanzpoli- 

tischen Geisterfahrer. 
Die jüngsten Meldungen 

über eine eventuelle Ver- 
äußerung von Unterneh- 
menskrediten zeigen, dass 
im Bundesfinanzministe- 
rium die nackte Verzweif- 
lung regiert. Der Bundesfi- 
nanzminister ist Lichtjahre 
von einer seriösen Haus- 
haltspolitik entfernt. Statt 

einer ehrlichen Bestands- 
aufnahme und ernsthafter 
Sparmaßnahmen wird der 
Mangel weiter verwaltet. 
Rot-Grün versucht nur noch, 
bis zur nächsten Bundes- 
tagswahl irgendwie über die 
Runden zu kommen. 

Das Ergebnis der Steuer- 
schätzung bestätigt die Kri- 
tik der Union am Haushalts- 
gebaren des Bundesfinanz- 
ministers. Systematisch 
werden Jahr für Jahr die zu- 
grunde   gelegten   Wachs- 

steffen Kampeter 

tumsannahmen geschönt 
mit der Folge gigantischer 
Schätzabweichungen. 

Schuld an den Milliarden- 
ausfällen sind deshalb nicht 
die Experten. Jede Steuer- 

schätzung ist nur so gut, wie 
die volkswirtschaftlichen 
Daten, auf deren Basis sie er- 
stellt wird. Die Strategie von 
Rot-Grün, die Steuerausfälle 
den Experten in die Schuhe 
zu schieben, ist nurderschä- 
bige Versuch, von der eige- 
nen Verantwortung abzu- 

lenken. 
Die ganze Dramatik der 

Haushaltssituation wird of- 
fenbar, wenn man die explo- 
dierenden Kosten von Hartz 

IV mit einbezieht. Allein die 
Steuerm inderein nah men 

und die Mehrausgaben für 

das Arbeitslosengeld II be- 
laufen sich in diesem Jahrauf 
rd.l3,5Mrd.€.BeieinerNet- 

tokreditaufnahme von 22,3 
Mrd. sowie geplanten Priva- 
tisierungserlösen von 22,5 
Mrd. € ergibt sich eine zu 

schließende Lücke zwischen 

den laufenden Einnahmen 

und den laufenden Ausga' 
ben im aktuellen Haushalt 

von fast 60 Mrd. €. 
Die Union fordert die Bun- 

desregierung deshalb auf. 
umgehend einen Nachtrags- 
haushalt vorzulegen, eine 
Haushaltssperre zu verhän- 
gen und - insbesondere für 
die kommenden Haushalts- 
jahre - ein Haushaltssiche- 

rungsgesetz vorzulegen, mit 
dem das Ausgabevolumen an 

die realistischerweise zu er- 
wartenden, deutlich geringe- 
ren Einnahmen herangeführt 

wird. 
Steffen Kampeter ist der 

Obmann der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion im Haus- 

haltsausschuss. 
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Flugblatt der Woche 

Haushaltsloch 

Rot-Grün fährt das Land an die Wand! 
Jetzt liegen die Fakten auf den Tisch: Wieder einmal hat Bundesfinanzminister Eichel versagt. Dem Bund werden 
bis 2008 über 39 Milliarden Euro weniger Steuern zufließen als bisher angenommen. Allein in diesem Jahr fehlen 
3,5 Milliarden Euro. Der Gesamtstaat muss bis 2008 Steuerausfälle von 66,8 Milliarden Euro verkraften. 

In den letzten Wochen taumelte Rot-Grün von einer Katastrophe in die andere. Ständig musste die 
Bundesregierung eigene Prognosen zurücknehmen. Diese Fehlspekulationen haben Folgen: 

Haushalt vertuscht: Eichel kann seinen Haushalt nicht halten. Auch 2005 arbeitete er mit Fantasiezahlen, die 
mit der Wirklichkeit nichts zu tun hatten. Ihm fehlen jetzt schon bis zu 15 Milliarden Euro. Trotzdem weigert 
sich Rot-Grün, einen ehrlichen Kassensturz zu machen. Die Bürgerinnen und Bürger werden getäuscht. 

• Verrechnet beim Wirtschaftswachstum: Die Bundesregierung hat für 2005 ein Wirtschaftswachstum von 
1,7 Prozent angekündigt. Jetzt prognostiziert sie noch ein Prozent, obwohl die führenden Wirtschaftsinstitute 
nur noch von 0,7 Prozent Wachstum ausgehen. Das ist nicht nur Statistik! Ein Prozent weniger Wirtschafts- 
wachstum bedeutet 12 Milliarden Euro weniger Staatseinnahmen und 200.000 weniger Arbeitsplätze in 

Deutschland! 

a Versagt bei der Arbeitslosigkeit: Ohne Wachstum keine Arbeit. Immer noch sind mehr als 5 Millionen 
Menschen ohne Arbeitsplatz. Rot-Grün reagiert hilflos und kopflos. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) schafft 
es nicht, den Menschen Arbeit zu vermitteln. Stattdessen wird eine sündhaft teure Online-Stellenbörse ein- 
gerichtet. Kosten: 230 Millionen Euro. Und es wird sich ein neues Logo gestaltet. Die Sorgen und Nöte der 
Menschen bleiben da auf der Strecke. Die Versprechen der Bundesregierung auf Besserung auf dem 

Arbeitsmarkt sind nichts wert. 

• Renten verschleudert: Die Rentenkasse ist geplündert, die Reserven sind fast aufgebraucht. Sie wurden in 
den letzten vier Jahren um 87 Prozent reduziert. Den Rentnern droht wieder eine neue Nullrunde. Um Zeit zu 
gewinnen, sollen die Arbeitgeber jetzt bereits im Vormonat die Rentenzahlungen überweisen. Für die Betriebe 
wirkt das wie eine Sonderabgabe, die ihnen 2006 20 Milliarden Euro Liquidität entzieht. 13 statt 12 Zahlungen 
im Jahr 2006 sind Gift für viele Betriebe, deren finanzielle Situation ohnehin angespannt ist. Zahlreiche 

Arbeitsplätze geraten in Gefahr. 

Rot-Grün kann nicht regieren, Deutschland gerät ins Schlingern. Die Bundesregegierung muss Farbe beken- 
nen und die Fakten klar benennen. Schönfärberei führt nicht weiter. Um Deutschland nach vorn zu bringen, 

brauchen wir eine ehrliche Analyse. 

Besser für die Menschen. 

V.I.S.cU>: CDUBundesgeschäftsslelle | Klingelhöfe rsMBe 8 110785 Berlin | infoecdu.dt | www.cdu.de 
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Europa-Verfassung 

»» Ein historischer Schritt" 
Mit überwältigender Mehr- 
heit hat der Bundestag dem 
Verfassungsvertrag der Eu- 
ropäischen Union zuge- 
stimmt. 

In einer mehrstündigen 
Parlaments-Debatte haben 
sich Bundesregierung und 
Opposition nachdrücklich 
zu dem historischen Ver- 
tragswerk bekannt. Die Vor- 
sitzende der CDU Deutsch- 
lands, Angela Merkel, wür- 
digte den Vertrag als histori- 
sche Chance für eine Festi- 
gung von Frieden, Freiheit 
und Wohlstand in Europa. 
Als Lehre aus den Katastro- 
phen der beiden Weltkriege 
bleibe es ein Auftrag an die 
Nachgeborenen, Europa im- 
mer wieder aufs Neue als 
„Friedens- und Wertege- 
meinschaft" zu stärken. „Da- 
zu gibt es keine Alternati- 
ve," betonte Angela Merkel. 
In diesem Zusammenhang 

machtedie Vorsitzendedeut- 
lich, dass sich Deutschland 
und Frankreich als Motoren 
der europäischen Einigung 
erwiesen hätten. 

Ausdrücklich dankte die 

Partei- und Fraktionsvorsit- 
zende dem Präsidenten des 
Europäischen Konvents, Va- 
lery Giscard d'Estaing, aber 

auch Roman Herzog als ei- 
nem der Väter der EU-Grund- 
rechtecharta sowie Wolfgang 

Schäuble und Karl Lamers, die 
bereits in den 90er Jahren von 
der Notwendigkeit gespro- 
chen hätten, das Projekt Eu- 
ropa in einer Verfassung zu 
bündeln. Im Zuge dieser Dis- 
kussionen und Beratungen 
habesich Europa seinergeisti- 
gen Grundlagen vergewis- 
sert. „Demokratie, Freiheit, 
Gleichheit und Rechtsstaat- 
lichkeit" seien jetzt in der 
Präambel des Verfassungs- 
vertrages fest verankert. Al- 
lerdings hätten das „jüdisch- 
christliche Erbe" und ein kla- 
rer Gottesbezug stärker her- 
ausgestellt werden müssen, 
mahnte Merkel. Immerhin sei 

esein Erfolg.dasserstmalsder 
Status der Kirchen vertraglich 
abgesichert worden sei. 

Angesichts der abneh- 

menden Zustimmungsraten 
zum europäischen Einigungs- 

werk in der Bevölkerung 
müssten   die   Bürgerinnen 

und Bürger immer wieder 
neu von seiner Notwendig' 

keit überzeugt werden, f°r' 
derte die CDU-Vorsitzende. 

Dazu gehöre, dass sich Euro- 
pa nur um die Aufgaben küm- 

mere, die „über die Kraft der 
Nationalstaaten" hinausgin- 

gen. Deshalb sei es ein Fort- 
schritt, dass im Verfassungs- 
vertrag das Subsidiaritäts- 

prinzip festgeschrieben wor- 

den sei. Außerdem wies Mer- 
kel auf die Stärkung des De- 
mokratieprinzips, beispiels- 
weise durch die Einführung 
der doppelten Mehrheit bei 
Abstimmungen im Rat, hin- 
Zugleich begrüßte sie die mit 
der Koalition erzielte Verein- 
barung über die BeteiN' 
gungsrechtedes Bundestags 
im Zusammenhang mit der 
Ratifizierung des EU-Verfas- 

sungsvertrages. 
Mit Blick auf das Span- 

nungsverhältnis zwischen 

Vertiefung und Erweiterung 
plädierte sie für eine genaue 
Prüfung der Erweiterungs- 

kapazitäten Europas. Diese 
beruhten sowohl auf der 
Aufnahmefähigkeit der EU 
als auch auf der Beitritts- 

fähigkeit möglicher Kan- 
didaten. Die Union halte an 
der Privilegierten Partner- 

schaft mit der Türkei an der 
Stelle ihrer Vollmitglied- 

schaft fest. 
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Mittelstand macht mobil: Wechsel jetzt! 

Spitzenkandidat zur NRW-Landtagswahl Jürgen Rüttgers 

Unter diesem Motto lud 
d'e Mittelstands- und Wirt- 

schaftsvereinigung Nord- 
rhein-Westfalens in die 
stadthalle nach Hagen ein. 

1400 Interessierte, viele 
davon Unternehmer aus dem 

Mittelstand, waren der Einla- 
dung gefolgt und machten 
deutlich, dass insbesondere 
der Mittelstand jetzt auf ei- 
nen Regierungswechsel in 
Mordrhein-Westfalen setze. 
Dies wurde auch in den Re- 
debeiträgen deutlich. Neben 
dem Landtagskandidaten aus 
dem Wahlkreis Hagen, Hel- 
mut Diegel, der selbst als Un- 
ternehmer tätig ist, sprach 
auch Patrick Adenauer, Prä- 
sident der Arbeitsgemein- 
schaft Selbständiger Unter- 
nehmer. Der Enkel des ersten 
Bundeskanzlers stellte sei- 
nen „Sechs Punkte Plan" für 
eine bessere Wirtschaftspoli- 
tik in NRW vor. Auch der Prä- 
sident des Einzelhandelsver- 
bandes NRW, Friedrich G. 
Bonzen aus Düsseldorf, zeig- 

te auf, dass es für den Einzel- 
handel in NRW besserer Rah- 
menbedingungen bedürfeals 

sie die jetzige rot-grüne Lan- 
desregierung setzte. Franz- 
Josef Knieps, der Stellvertre- 
tende Vorsitzende des Nord- 
rhein-Westfälischen Hand- 
werkstages, sprach von der 
größten Wählerschicht, 
wenn man die Handwerker 
und die Beschäftigen im 
Handwerk auf seiner Seite 
hätte. Dies wäre aktuell der 
Fall: „Die CDU macht die bes- 
sere Politikfürdas Handwerk 

in NRW." 
Die Vorsitzende der CDU 

Deutschlands, Angela Mer- 

kel, sagte, dass auch die Bür- 
gerinnen und Bürger in NRW 
erkannt hätten,dassdie CDU 

die ehrlichere Politik vertre- 
te. So passe das Reden und 
Handeln bei der SPD längst 
nicht mehr zusammen. Ins- 
besondere bei der aktuellen 
Unternehmerschelte sei es 

doch bezeichnend, wie Mün- 
tefering linke Wählerschich- 

ten zurückgewinnen wolle. 
Seine rot-grüne Bun- 
desregierung hat gleichzei- 
tig jedoch die Änderungen 
bei Körperschaftssteuer und 
steuerfreien Verkäufen von 
Kapitalgesellschaft zu ver- 
antworten. 

Besonderer Applaus galt 
dann dem Spitzenkandida- 
ten der CDU für das Amt des 
nordrhein-westfälischen Mi- 
nisterpräsidenten, Jürgen 
Rüttgers. Er sprach den an- 
wesenden Unternehmern 
Mut zu. Eine Situation wie sie 
nun vorherrsche, lasse sich 
zwar nur durch Ärmel hoch- 
krempeln aller durchsetzen, 
er habe aber das Vertrauen, 
dass die Menschen in NRW 

dies gemeinsam mit der CDU 
schaffen können. Eine Politik 
für mehr Arbeitsplätze sei 
nur mit dem Mittelstand zu 
machen. Ihn gelte es zu för- 
dern, damit die Unterneh- 
mer die Möglichkeit erhal- 
ten, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Diskussionsveranstaltung 

„Jugend braucht Ausbildung" 
Hunderttausende Jugend- 
liche verlassen jedes Jahr 
ohne einen Abschluss die 
Schule. Mehr als 660.000 
junge Frauen und Männer 

unter 25 Jahren sind derzeit 
arbeitslos. Jeder vierte Ju- 
gendliche bricht seine Aus- 
bildung vorzeitig ab. Zu- 
gleich klagen Betriebe ver- 
mehrt über die mangelnde 
Ausbildungsfähigkeit der 
Schulabgänger. 

Anlass genugfürdie CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, im 
Rahmen der Diskussionsver- 
anstaltung „Jugend braucht 
Ausbildung" bessere schuli- 
sche und berufliche Perspek- 
tiven für junge Menschen zu 
fordern. 

In ihrer Bergrüßung erin- 
nerte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende Angela Mer- 
kel daran, dass die gute Qua- 
lifizierung der Jugendlichen 
einmal zu den größten Stand- 
ortvorteilen Deutschlands 
gehört habe. Vor allem das 
System derdualen Berufsaus- 
bildung habe eine tragende 
Rolle beim wirtschaftlichen 
Wiederaufstieg des Landes 
nach dem Zweiten Weltkrieg 

gespielt. Seit der PISA-Studie 
mache sich jedoch Ernüchte- 
rung breit. Denn kein Land 
könne sich nur auf Bewähr- 
tem ausruhen. 

Gerade mit Blick auf die 

wachsende Zahl junger Men- 
schen inderSozialhilfemüsse 
die Gesellschaft die Frage be- 

antworten, womit Jugendli- 
che in Zukunft ihr Geld ver- 
dienen können. Es sei offen- 
sichtlich, dass Deutschland 
seinen Wohlstand nur be- 
wahren werde, wenn „wir so 
viel bessersind,wiewirteurer 
sind", sagte die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende in An- 

lehnung an Bundespräsident 
Köhler. Dazu müsse unsere 
Gesellschaft in weiten Teilen 
„große Offenheit für die 
neuen Technologien" ent- 

wickeln. 
Ausdrücklich forderte An- 

gela Merkel bessere Rahmen- 
bedingungen für die Berufs- 

ausbildungundverwiesdabei 
auf einen Gesetzentwurf der 
Unionsfraktion für eine Mo- 
dernisierung der beruflichen 
Bildung. 

Die Unionsfraktion wolle 
nicht nur über die Probleme 
junger Menschen sprechen, 
sondern mit Jugendlichen ins 
Gespräch kommen, betonte 

die stellvertretende Frakti- 
onsvorsitzende Maria Böh- 
mer: „Der beste Rohstoff un- 
seres Landes ist in unseren 
Köpfen - und der muss ver- 
edelt werden." Nach dem 
PISA-Schock habe sich in den 
Schulen schon viel verändert, 

ist Böhmer überzeugt. 
Der Hauptgeschäftsführer 

des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertags, Martin 
Wansleben, appellierte an 
die Eigenverantwortung von 
Schülern, Eltern und Lehrern. 
Man dürfe nicht nur immer 
auf andere warten, sondern 
sei seines eigenen Glückes 

Schmied. Der DIHK werbe bei 
seinen Unternehmen stark 
dafür, viele Ausbildungsplätze 

zur Verfügung zu stellen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Rot-Grün hat 
Deutschland zum 

Sicherheitsrisiko in 
Europa gemacht 

°ie Aussagen des Vizeprä- 
sidenten der EU-Kommis- 
sion, Franco Frattini, haben 

der Visa-Affäre eine neue 
Dimension verliehen. 

Kommissar Frattini hat 
vordem Innenausschuss des 
Europäischen Parlaments 
ausgeführt, dass der Fischer/ 
Volmer-Erlass (Erlass vom 3. 
März 2000) gegen EU-Recht 
verstößt. Damit hat die Eu- 
ropäische Kommission offizi- 
ell festgestellt, dass jahre- 
langdurch die rot-grüne Bun- 
desregierung   europäisches 

Verfassungsrecht gebrochen 
wurde. Denn mit dem Ams- 
terdamer Vertrag wurde das 
Schengen-Recht zum 1. Mai 
1999 vergemeinschaftet, al- 
so fast genau zehn Monate 
vor dem Fischer/Volmer- 
Erlass. 

Damit ist die Arbeit des 

„Schleusen-Untersuchungs- 
ausschusses   an   zwei   ent- 

SCHÄUBLE EMPFING VERTRETER DER DEUTSCHEN MINDERHEITEN POLENS 

Der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Frakti- 
on, Wolfgang Schäuble, em- 
pfing im Deutschen Bun- 
destag in Berlin die polni- 
schen Parlamentarier Hen- 
ryk Kroll und Helmut Pais- 
dzior. Die beiden Abgeord- 
neten, die im Sejm die rund 
300.000 Personen zählende 
deutsche Minderheit ver- 
treten, wurden von Stephan 
Raabe, dem Leiter der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung in 
Warschau, und dem Bun- 
desvorsitzenden der Ost- 
und Mitteldeutschen Verei- 
nigung der CDU/CSU, dem 
ehemaligen Bundestagsab- 
geordneten Helmut Sauer 
(Salzgitter), begleitet. 

In dem Gespräch erläu- 
terten die Gäste die Situa- 
tion der deutschen Min- 

derheit in Polen und reg- 
ten eine Intensivierung 
der Kontakte zwischen der 
Bundesrepublik   und   den 

jenseits von Oder 
und Neiße leben- 
den Deutschen an. 
So warben sie für ei- 
nen Ausbau der mo- 
ralischen und finan- 
ziellen Unterstüt- 
zung für die Min- 
derheit, die in jüng- 
ster Zeit durch Ein- 
schränkungen der 
Kulturförderung 
durch die rot-grüne 
Bundesregierung 
und den Diskussionen um 
Entschädigungsforderun- 

gen und dem Zentrum ge- 
gen Vertreibungen erheb- 

lich unter Druck geraten 
ist. Sie erkundigten sich 
auch dahingehend nach 
den Perspektiven im Falle 
eines Regierungswechsels 
im kommenden Jahr. 

Schäuble bekannte sich 
zu der bundesdeutschen 
Verantwortung gegenüber 
der deutschen Volksgrup- 

(v.l.n.r.) Henryk Kroll, Helmut Sauer, Wolfgang 
Schäuble, Stephan Raabe und Helmut Paisdzior 

pe in Polen und erklärte, 
dass es für deutsche Politi- 
ker eine Selbstverständ- 
lichkeit sein müsse, bei Be- 
suchen in Polen nach Mög- 

lichkeit auch die Minder- 
heit zu berücksichtigen, 
was bei der Bundesregie- 
rung aber leider selten der 
Fall sei. Im Übrigen hätten 
die Belange der Deutschen 
in Polen bei der CDU/CSU 
einen höheren Stellenwert 
als bei anderen Parteien. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Eckhart von Klaeden 

scheidenden Stellen weiter- 
kommen. Erstens: Im ersten 
Punkt des Einsetzungsbe- 
schlusses wird der Unter- 
suchungsausschuss beauf- 
tragt.zu prüfen,obdurch Mit- 
glieder der Bundesregierung 
gegen geltendes Recht oder 
internationale Verpflich- 
tungen verstoßen wurde. Der 
Rechtsverstoß steht nun 
amtlich fest. Zweitens: Der 
Versuch der Bundesregie- 
rung, insbesondere der Mini- 
ster Fischer und Schily, den 
Visa-Skandal herunterzu- 

spielen, ist endgültiggeschei- 
tert. Durch den Fischer/ Vol- 

mer-Erlass ist Deutschlandzu 
einem Sicherheitsrisiko für 
ganz Europa geworden! 

Deutschland war im 
Zusammenhang mit dem 
Schengen-Vertrag der Sprach- 
führer für sichere Außen- 
grenzen. Außenminister Fi- 
scher hat den Schengen-Ver- 

traggebrochen und Deutsch- 
land zum Einfallstor für ille- 
gale   Einwanderung  mittels 

Visa gemacht. Der Bruch 
europäischen Verfassungs- 
rechts ist nunmehr zum Mar- 
kenzeichen der Regierung 
Schröder/Fischer geworden! 

•xlaeden ist 
der Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 2. Un- 
tersuchungsausschuss („Visa- 
Ausschuss") der 15. Wahlpe- 
riode. 

Mit Eisenbahn- 
schranke gegen 

Flugzeuge 

Die Ausweitung des Entsen- 
degesetzes auf alle Bran- 
chen ist ein populistischer 
Etikettenschwindel mit 
schweren Nebenwirkungen 
für unsere Wirtschaft. 

Es ist bei weitem nicht das 
drin, was drauf steht: Was als 
Illusion von Arbeitsplatzsi- 
cherheit und Schutz vor aus- 
ländischen Billigkräften ver- 

kauft wird, ist in Wirklichkeit 
ein massives Jobvernich- 
tungsprogramm vor allem 
für Geringqualifizierte und 
Jugendliche. Ausgerechnet 
denjenigen, denen wir Brü- 
cken ins Arbeitsleben bauen 
müssten, werden nun aus 
dem Arbeitsmarkt katapul- 
tiert. Wir brauchen keine ge- 
setzlichen oder tariflichen 
Mindestlöhne in Deutsch- 
land, sondern einen Nied- 
riglohnsektor, in dem auch 
Menschen mit niedriger Pro- 

-«. ** 

ämar Wöhrl 

duktivität die Chance auf ei- 
nen Arbeitsplatz erhalten. 

Wenn jetzt die Bundesre- 

gierung den Weg zur Ein- 
führung von Allgemeinver- 

bindlichkeitserklärungen für 
die gesamte deutsche Wirt- 
schaft freimacht, werden 
künftig auf Geheiß des Wirt- 
schaftsministers auch noch 
jene Mittelständler dem Ta- 
rifkartell unterstellt, die sich 
dessen Zwang bisher ent- 
wunden haben. Drangsalie- 
rung statt Flexibilisierung 
wird noch mehr Unterneh- 

men ins Ausland treiben, 
Schwarzarbeit und Arbeits- 

platzabbau fördern. 
Gegen Billigarbeitskräfte 

aus dem Ausland hilft ein ge- 
nerelles Entsendegesetz ge- 
nauso wenig wie eine Eisen- 

bahnschranke gegen Flug- 
zeuge. In der Regel kommen 
diese nämlich als (Schein)- 
Selbstständige und nicht als 
entsandte Arbeitnehmer 

nach Deutschland. 
Wir brauchen keinen blin- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

den Aktionismus, sondern 
erst einmal konkrete Er- 

kenntnisse darüber, inwie- 
weit und in welchen Bran- 
chen Lohndumping und 
Missbrauch bestehen. Erst 
dann kann man gezielt diege- 

eigneten Instrumente ein- 
setzen. Um die Missbrauch- 
statbestände abzustellen, 
^uss die Bundesregierung 
alle Möglichkeiten der ver- 
stärkten Kontrollen bei ille- 
galer Beschäftigung und 
Scheinselbstständigkeit un- 
verzüglich anwenden. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 
Wrtschaftspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

Rechtsbereinigung - 
stumpfe Waffe im 
Bürokratie-Kampf 

Der Kabinettsbeschluss, 
eine umfassende Rechtsbe- 
reinigung aller Bundesres- 

sortsdurchzuführen,istein- 
^al mehr Beweis dafür, dass 
die Bundesregierung beim 
Bürokratieabbau wirksame 
Taten vermissen lässt. 

Gut ein Jahr vor der Bun- 
destagswahl sollte die Bun- 
desregierung der Wirtschaft 
endlich die immer wieder 
versprochenen bürokrati- 
schen Erleichterungen ge- 
fahren, ohne die der Stan- 
dort Deutschland einfach 
n'cht attraktiver wird. 

E  3 

Michael Fuchs 

Die groß angelegte Rechts- 
bereinigungsinitiative, die in 

fehlender Abstimmung mit 
den Ländern durchgeführt 
worden ist, hat lediglich Pla- 
cebowirkung. Vorschriften 
ohne jede Wirkung werden 
entsorgt. Ein tiefes Abtau- 
chen in die Gesetzesarchive 
hat uralte Texte zu Tage be- 
fördert: So wird eine „Ver- 
ordnungsermächtigung" für 
Kaiser Wilhelm II. „zur Rege- 
lung der Bildung eines inter- 
nationalen Verbandes zum 

Schutz von Werken der Li- 
teratur und Kunst" abge- 

schafft. Ebenfalls nicht mehr 
geben wird es die „Verord- 
nung über die Auszahlung 
des Ehrensoldes für Träger 
höchster Kriegsauszeich- 

nungen des Ersten Weltkrie- 
ges" oder das „Reichsjagdge- 

setz von 1934". 
Warum diese Entrümpe- 

lung nicht zu Beginn der In- 
itiative Bürokratieabbau,da- 
mals noch Masterplan ge- 
nannt, erfolgte, ist eine be- 

rechtigte Frage. Mittler- 
weile sollten längst dickere 
Bürokratiebretter gebohrt 
werden, wie etwa im Ar- 
beitsrecht, im Betriebsver- 
fassungsrecht, bei den Ge- 
nehmigungsverfahren oder 
bei den Statistikpflichten. 

Hinzu kommt, dass der 
bundesdeutsche Normbe- 
stand mit 2.099 Gesetzen 
und 3.134 Rechtsverordnun- 
gen mit insgesamt 87.558 
Einzelvorschriften weiter be- 
ängstigend hoch ist und dass 

ständig neue bürokratische 
Vorschriften erlassen wer- 
den. Man denke etwas an das 
Antidiskriminierungsgesetz 
oderdas Energiewirtschafts- 
gesetz. 

Michael Fuchs ist der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Bürokratieabbau der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Aktuelle 
Dokumentationen und 
Hintergrundinfos: 

Vertrag über eine Ver- 
fassung für Europa Ent- 
scheidung des Deut- 
schen Bundestages 
über das Ratifikations- 
gesetz (Stand 4. Mai) 

Ergebnisse des Ver- 
mittlungsausschusses 
(Stand 21. April) 

Auf www.cducsu.de 
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Senioren-Union 

Der inneren  Einheit verpflichtet 

Unterstützung durch Partnerschaften 
Während der Bundeskanz- 
ler das Zusammenwachsen 
Deutschlands statt zur 
Chefsache eher zur Neben- 
sacheerklärt, lässtdie Seni- 
oren-Union Taten sprechen. 

Nach dem Motto „Ge- 
meinsam geht es besser" 
wurde gleich nach der Wie- 
dervereinigung die erste 
Kreisverbändepartnerschaft 
ins Leben gerufen. Was 1990 
mit einer ersten Partner- 
schaft zwischen Cottbus und 
Hagen begann, hat sich 
schnell zu einer Erfolgsge- 
schichte entwickelt. Mittler- 
weile gibt es 100 Partner- 
schaften zwischen Verbän- 
den aus den Alten und Neu- 

en Bundesländern. 
Sich dem Versprechen aus 

der Magdeburger Erklärung 
vom September 1992 „Wir 
haben die deutsche Einheit 
angenommen und müssen 
sie verfestigen und vertiefen" 
verpflichtet, hat die Senioren 
Union in den vergangenen 
Jahren verbändeübergrei- 
fend zahlreiche Aktionen 
durchgeführt. Nach der De- 
vise „Stillstand wäre Rück- 
schritt" will die Senioren- 
Union zukünftig darüberhin- 

aus der politischen Arbeit 
mehr Raum gegeben. „Haupt- 
aufgabe war und ist natür- 
lich,durch Kennenlernen,An- 

Leonhard Kuckart, Landesvorsitzender der SU NRW, Oskar Pahnke und Lothar Kühnel, 
Partnerschaftsbeauftragte von NRW und Brandenburg. Dieter Helm, Landesvorsitzender 
der SU Brandenburg (von rechts nach links) auf dem 15. Partnerschaftsseminar in Rad- 
busch im Oberspreewald-Lausitz-Kreis. 

freunden und gegenseitigem 
Verstehenlernen die Innere 

Einheit Deutschlands zu för- 
dern. Gegenseitige Freund- 
schaftsbesuche allein rei- 
chen aber nicht aus," erklärte 
Oskar Pahnke, Ehrenmitglied 
des Bundesvorstandes der 
Senioren-Union und zustän- 
dig für den Arbeitskreis Part- 
nerschaften. Deshalb be- 
schlossen die Teilnehmer aus 
Nordrhein-Westfalen und 

Brandenburg, weitere Part- 
nerschaften innerhalbderSe- 
nioren-Union zu gründen und 
in den bestehenden nicht nur 

die Zusammenarbeit zu stär- 
ken und auszudehnen, son- 
dern den Gedanken partner- 
schaftlicher Hilfe nach Mög- 
lichkeit auf weitere Vereini- 

gungen der CDU auszuwei- 
ten. Damit sollen hauptsäch- 

lich die Partner im Osten ge- 

stärkt werden. 
Ein erstes Beispiel dazu ist 

diefeierliche Unterzeichnung 
eines Partnerschaftsvertra- 

ges zwischen der Jungen 
Union des Kreises Hagen mit 
dem JU-Kreisverband Dah- 
me-Spreewald,beidessenUn- 

terzeichung der Generalse- 

kretär der CDU Brandenburg, 

Sven Petke, anwesend war. 

Fragen zum Partnerschafts- 

programm bitte an: 

Oskar Pahnke, Felsental 

17a, 58093 Hagen, 

Tel.: 02331/51833, 

Fax: 02331/591141 
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Frauen Union 

Aktionswochen-Chat 

Frauen Union steht Rede und Antwort 
'st die Pille wirklich sicher? 
'st es unnormal, wenn man 
Wt 17 noch nicht mit einem 
Jungen geschlafen hat? 
Kann man während der Re- 
§e' schwanger werden? 

Mit ihren Fragen sind jun- 
§e Mädchen oft allein ge- 
,assen. Was sie brauchen ist 
Selbstbewusstsein, Informa- 
tionen über Beziehungsas- 
Pekte oder über ganz prakti- 
sche Probleme, wertschät- 
2ende Kenntnisse über den 
eigenen Körper. Was sie be- 
kommen ist zu späte schuli- 
Sche Sexualaufklärung, die 
°ft nur biologistisches Wis- 
Sen vermittelt, allgegenwär- 
tige Sexualität in den Me- 
dien, eine unüberschaubare 
'ahl von Tipps zur Gestal- 
tung des Liebeslebens und 
e'ne fast immer völlig unvor- 
bereitete Konfrontation mit 
dem „ersten Mal". 

In einem Internet-Chat 
"er Frauen Union, der Teil 
der FU-Aktionswoche „Tee- 
nagerschwangerschaften" 
2um Muttertag war, standen 
txpertinnen Schülerinnen 
Und Schülern, aber auch El- 
tern mit Rat und Tipps rund 
Urn's Thema Teenager und 
Sexualität zur Seite. Dr. Gi- 
s.e'a Gille, Vorsitzende der 
Etlichen Gesellschaft zur 
^esundheitsförderung   der 

Frau, Michaela Noll MdB, 
Mitglied im Familienaus- 
schuss des Deutschen Bun- 
destages, und Dr. Kamilla 
Bühring, Bundesvorstands- 
mitglied der Frauen Union, 
beantworteten die zahlrei- 
chen Fragen. Noll und 
Bühring leiten die Arbeits- 

gruppe „Kinder bekommen 
Kinder" im FU-Bundesvor- 

stand. 
Das Ziel der Aktion: Auf 

Teenagerschwangerschaften 

und die damit verbundenen 
Problemeaufmerksamzuma- 

Den kompletten Chat finden Sie aufwww.frauenunion.de 

chen. Einen 
großen 
Schwerpunkt 
bildet dabei 
die Präven- 
tion. Denn die 
Zahl minder- 
jähriger Mäd- 
chen, die un- 
gewollt 
schwanger 
werden, steigt 

ungebremst. Die Zahl der 

Schwangerschaftsabbrüche 
bei Minderjährigen nimmt ra- 

pide zu. Viele Schülerinnen, 
die Mutter werden, sind 
selbst nicht einmal 14 Jahre 
alt. Das Risiko, im Kindbett zu 
sterben, ist in diesem Alter 
fünfmal so hoch. Immer mehr 
Jugendliche haben bereits 
sehr früh die ersten sexuellen 
Kontakte, halten sich selbst 
für aufgeklärt. Allerdings ha- 
ben sie verblüffend wenige 
Kenntnisse über die Abläufe 
im eigenen Körper und über 

die eigene 
Fruchtbarkeit. 
Die Frauen 
Union will 
Mädchen hel- 
fen, stark zu 
sein und 

selbstbewusst 
mit ihrem ei- 
genen Körper 
umzugehen. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Auf zum Endspurt! „Signal für den Wechsel" - so lautet der Spruch auf 

der Fingerklingel. - Genau richtig für NRW - 

Der ideale Aktionsartikel für ihren letzten Straßen- 

Canvassing! 

Fingerklingel 

Der trendige Artikel für Skater, Skooterroller und Roller- 
bladefahrer. Mit Klettverschluss für einen festen Sitz. 

Bestell-Nummer:9825 
Preis je 5 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt: 11,60 € 

Aufkleber „Rot-Grün macht sauer!' 

Bestell-Nummer:9994 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 

inkl. MwSt.: 11,60 € 

Streichhölzer 

Bestell-Nummer:9831 
Preis je 100 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

Seifenblasenspender 
36 in einer Box 

Bestell-Nummer: 9892 
Preis je Box: 11,00 € 
inkl. MwSt: 12,76 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Aktionszeitung, Bundesausgabe 
2/2005 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 25« 

inkl. MwSt: 19,80 € 

«lurtbt4a*Afto*iMftt:!   -« WM. 

Fünf Betroffene 
erzählen. 

Leporello „Anpacken statt abwarten! 
50 Ideen für mehr Wachstum" 

Bestell-Nummer: 2195 
Preis je 50 Stück: 9,00 € 

inkl. MwSt: 9,63 € 

Leporello 
„So entstehen neue Jobs." 

Bestell-Nummer: 2171 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Danke 
für Ihr Vertrauen 

Plakat-Überkleber „Danke für Ihr Vertrauen' 
42,5 cm x 15 cm 

Bestell-Nummer:8196 
Preis je 250 Stück: 20,20 € 
inkl. MwSt: 23,43 € 
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